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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

23.05.2012 

Geschäftszahl 

2009/17/0089 

Rechtssatz 

Nach dem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 22. April 2004, Zl. 2003/07/0173, kommt der 
Ausnahmetatbestand des § 3 Abs. 1 Z 2 ALSAG nur dann zum Tragen, wenn es sich dabei um eine 

zulässige Verwendung oder Verwertung von Abfällen handelt. Eine 

zulässige Verwendung oder Verwertung von Abfällen setzt aber nicht nur voraus, dass die Materialien für den 
angestrebten Zweck unbedenklich verwendet werden können, sondern auch, dass die für diese Verwendung oder 
Verwertung allenfalls erforderlichen behördlichen Bewilligungen (etwa Bewilligungen nach dem 
Wasserrechtsgesetz 1959 oder nach den jeweiligen Bauvorschriften), Anzeigen, Nichtuntersagungen etc. 
vorliegen und die Baumaßnahme somit in Übereinstimmung mit der Rechtsordnung erfolgt. Als hierfür 
relevanten Beurteilungszeitpunkt hat der Verwaltungsgerichtshof den Zeitpunkt angenommen, zu dem die 
Steuerschuld - grundsätzlich - entsteht, denn für die Zuerkennung einer abgabenrechtlichen Begünstigung sind 
die Verhältnisse im Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld maßgeblich. 


